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Zum Partnerschafts-Deal beider Basel
So reagieren Politiker von Stadt und Land

«Ein Kontrapunkt
zu den Ideen,
die trennen
und abspalten»

Die Basler Finanzdirektorin Eva Herzog (SP) erklärt im
Interview, weshalb die exotische Lösung mit den Bei-
trägen an Baselland nötig ist. Auch erinnert sie daran,
dass der Landkanton in die Uni-Trägerschaft eingestie-
gen sei, als es der Stadt finanziell nicht so gut ging.

va Herzog, wie wer-
den Sie den Grossen
Rat davon überzeu-
gen, dass die Entlas-
tungsbeiträge an den
Kanton Baselland

sinnvoll und nötig sind?
Eva Herzog: Es gibt zwar politische
Grenzen zwischen den beiden Basel,
aber für mich haben diese Grenzen
nicht so eine grosse Bedeutung und
für einen Grossteil der Bevölkerung in
der Region wohl auch nicht. Tausen-
de überschreiten diese Grenze täg-
lich. Viele der von diesen Menschen
genutzten Institutionen wie die Uni
befinden sich aber – auch aus histori-
schen Gründen – in der Stadt. Aller-
dings sind die beiden Halbkantone
nicht in der Lage, sämtliche Aufgaben
selber für sich alleine zu finanzieren.
Also müssen sie für eine gemeinsame
Regelung sorgen.

Das erklärt diese exotische Rege-
lung mit den Subventionen ans
Baselbiet noch nicht.
Ich möchte daran erinnern, dass Ba-
selland in eine gemeinsame Uni-Trä-
gerschaft eingestiegen ist, als es der
Stadt finanziell nicht so gut ging. Das
war eine grosse Leistung. Heute ist
die Situation anders: Wegen der fi-
nanziellen Probleme des Baselbiets
drohten Kurzschlusshandlungen, die
wir langfristig in der Region bereut
hätten. Der Kanton Basel-Stadt ist in
der Lage, dies mit den vorgeschlage-
nen Entlastungsbeiträgen zu verhin-
dern. Wichtig ist: Damit wird nicht
vorweggenommen, wie die Leistun-
gen der Universität und der Kulturins-
titutionen nach Ablauf der vier Jahre
von den beiden Kantonen finanziert
werden.

E
In der Stadt kann der Eindruck
entstehen, dass der Basler Steuer-
zahler für die Finanzprobleme
des Landkantons geradestehen
muss. Dabei hat die Basler Regie-
rung für den Stadtkanton selber
ein Sparpaket aufgelegt.
Das wird ohne Zweifel Diskussionen
geben. Für die Basler Regierung ist
entscheidend, dass wir eine langfris-
tig tragfähige Lösung hinkriegen. Zu
Baselland: Es ist ja nicht so, dass sich
der Kanton zurücklehnen und nichts
gegen die Finanzprobleme unterneh-
men würde. Am Donnerstag hat der
Landrat eine Lohnkürzung beim
Staatspersonal beschlossen. Es wer-
den einschneidende Massnahmen ge-
troffen, die viele Menschen treffen.
Wie gemeinsame Aufgaben und Insti-
tutionen finanziert werden, gilt es
zwischen den beiden Basel immer
wieder neu auszuhandeln. Ich bleibe
dabei: Die Vereinbarung der beiden
Regierungen ist zukunftsgerichtet
und setzt einen Kontrapunkt zu all
den unsinnigen Ideen, die trennen
und abspalten. Zum Beispiel der Vor-

schlag, zwei Universitäten für Stadt
und Land zu führen. Die Alternative
zu den Entlastungsbeiträgen ist ein
Kahlschlag, ein Scherbenhaufen.

Bieten Sie Hand für die Idee, län-
gerfristig bei der Uni zu sparen?
Bis anhin ist der Beitrag der Kantone
an die Universität Basel in jeder Leis-
tungsperiode gestiegen. Man darf
hinterfragen, ob dies auch in Zukunft
so sein muss. Wir werden gemeinsam
mit Baselland ausloten, ob eine ge-
wisse finanzielle Entlastung der Trä-
gerkantone möglich ist. Dies selbstre-
dend unter der Prämisse, dass der
Uni und der Ausbildungsqualität kein
Schaden zugefügt wird.

Wie gross ist das Risiko, dass die
Lösung in Basel scheitert?
Sie haben es sicher bemerkt: Die Idee
mit den Entlastungsbeiträgen hat uns
beflügelt. Ich hoffe, dass sich diese
optimistische Stimmung auf die
Grossräte und die Bevölkerung über-
trägt. Wir hätten diese Massnahme
nicht vorgeschlagen, wenn wir nicht
überzeugt wären, damit eine Mehr-
heit zu finden.

Wie müssen wir uns die Verhand-
lungen der Regierungen vorstel-
len? Hat Basel gesagt, man bezahle
10 Millionen, Baselland wollte 30
und dann hat man sich bei 20 ge-
troffen?
Das sage ich Ihnen nicht. Wir kom-
munizieren den Verlauf der Verhand-
lungen nicht öffentlich.

Gab es dazu eine rechnerische
Grundlage wie Prognosen zu den
Steuereinnahmen oder zur Wirt-
schaftskraft der Kantone?
Nein. Der Betrag ist Ergebnis der Ver-
handlungen der beiden Regierungen.

VON HANS-MARTIN JERMANN

«Die Alternative zu den Ent-
lastungsbeiträgen an Ba-
selland ist ein Kahlschlag,
ein Scherbenhaufen.»
Eva Herzog Basler Finanzdirektorin

Die Universität Basel soll nicht geschwächt werden: Hier der Eingangsbereich des                         Kolle giengebäudes. NICOLE NARS-ZIMMER
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Die Nachricht von der Vereinbarung
der beiden Basel zur finanziellen Un-
terstützung des Baselbiets und somit
zur Rettung von Universitäts- und
Kulturvertrag traf die Basler Partei-
präsidenten unvorbereitet. Entspre-
chend pointiert sind die Reaktionen.

Mit grossem Erstaunen habe er
gestern Morgen davon vernommen,
sagt etwa FDP-Präsident Daniel Stolz
zur bz. «Das kann ja nicht sein», so
auch die erste
Reaktion von
FDP-Fraktions-
chef Andreas
Zappalà. GLP-
Präsident David
Wüest-Rudin,
hatte gestern die
Meinung von
Partei und Frak-
tion noch nicht eruiert. Er habe aber
persönlich keine Lust, sich erpressen
zu lassen, so Wüest-Rudin. Vehe-
ment reagierte die Basler SVP. Man
stehe dem Ablasshandel kritisch ge-
genüber, schreibt die Partei in einer
Medienmitteilung. «Sie wollen zwar
nicht wirklich etwas mit uns zu tun
haben, aber unser Geld ist ihnen
recht», so SVP-Präsident Sebastian
Frehner zur bz. Es könne nicht sein,
dass der Basler Steuerzahler für das
Baselbiet geradesteht, meint Freh-
ner. Mit dem Deal nicht glücklich ist
auch CVP-Präsidentin Andrea
Strahm. Und auch LDP-Präsidentin
Patricia von Falkenstein ist wenig be-
geistert von der jährlichen Basler
Überweisung von 20 Millionen
Franken.

Bittere Pille
Aber nicht nur die Bürgerlichen

zeigen sich konsterniert ob der Ver-
einbarung zwischen den beiden Ba-

sel. Auch die Linke hat daran zu kau-
en. «Es ist eine bittere Pille, die man
da schlucken müsse», meint etwa
SP-Präsidentin Brigitte Hollinger.
Skeptisch ist auch Basta-Co-Präsiden-
tin Heidi Mück. Sie möchte wissen,
was eigentlich die Auswirkungen der
Vereinbarung sind. Bedeutet die
jährliche Transferleistung, dass weni-
ger Geld für die städtischen Einrich-
tungen zur Verfügung steht? Sind an-
gesichts der Zahlungen ans Land,
Kürzungen in der Stadt noch zu

rechtfertigen? 
Einzig die Basler
Grünen begrüs-
sen die Vereinba-
rung als guten
Kompromiss,
welcher der Uni-
versität und den
kulturellen Ein-
richtungen Pla-

nungssicherheit verschaffe. «Es ist
ein saurer Apfel, in den man hinein-
beissen muss. Doch es ist das Einzi-
ge, was uns weiterbring», erklärt Co-
Parteipräsidentin Mirjam Ballmer.

Rettung der Universität
Die Rettung der Basler Universität

in ihrer seit 1460 gewachsenen Form
und die nun mögliche Weiterführung
zahlreicher Kulturinstitutionen im
bisherigen Rahmen überzeugen
denn auch die meisten der von der
bz befragten Basler Politiker. Die Ver-
einbarung sei das geringere Übel.
Ohne Abkommen würden Uni und
Kulturinstitutionen beschädigt. Das
käme Basel letztlich viel teurer. Auch
wenn sich noch keiner der Parteiprä-
sidenten mit den Fraktionen beraten
hat, so gehen sie doch davon aus,
das der Grosse Rat der Vereinbarung
am 11. November zustimmen wird.
Einzig die SVP droht für diesen Fall
mit dem Referendum.

Basel-Stadt Mit Zähneknirschen akzeptieren die Präsiden-
ten der Basler Parteien die Vereinbarung zur Zahlung von
80 Millionen an Baselland. Die SVP droht mit Referendum

VON SIMON ERLANGER

Das geringere
von zwei Übeln

«Sie wollen zwar nicht
wirklich etwas mit uns zu
tun haben, aber unser
Geld ist ihnen recht.»
Sebastian Frehner SVP- Präsident und Na-
tionalrat zur Vereinbarung zwischen Basel-
land und Basel-Stadt

Das Angebot aus Basel-Stadt, Basel-
land von 2016 bis 2019 jährlich 20
Millionen Franken zu überweisen,
überraschte die Baselbieter SVP: «Mit
Erstaunen nehmen wir das zur Kennt-
nis», sagt Fraktionschef Dominik
Straumann zur bz. Auf den ersten
Blick sehe tatsächlich alles positiv
aus. Doch dann folgt das grosse Aber:
«Die Auflagen, die daran geknüpft
sind, sind sehr hoch. Da verfliegt die
Freude und wird
von Befremden
abgelöst.» Für
Straumann hat
die Basler Geste
auch kaum etwas
Grosszügiges. Im
Gegenteil: «Ba-
sel-Stadt zeigt so,
dass man Basel-
land bemitleidet. Das ist despektier-
lich. Dabei sollten wir auf Augenhöhe
verhandeln.» Er spricht sogar von
«Nötigung», weil der Landrat mehre-
ren Geschäften zustimmen muss, um
das Geld zu erhalten.

Basel zahlt mehr als Sparziel
Die SVP hält fest, dass die Regie-

rung mit diesem Schritt den Auftrag
des Landrats, den Univertrag neu zu
verhandeln, nicht erfüllt habe. Auch
fragt sich die Partei, ob die Vereinba-
rung nicht als Staatsvertrag gilt und
vom Landrat genehmigt werden
müsste. Straumann hätte auf jeden
Fall lieber ordentliche Verhandlun-
gen gesehen, denn: «Vielleicht hätten
wir so mehr herausgeholt.» Dass die
total 80 Millionen Franken für Uni-
vertrag und Kulturvertragspauschale
ganze 15 Millionen mehr sind als das
vom Baselbieter Sparprogramm bis
2019 vorgegebene Ziel, erwähnte
Straumann nicht.

Die negative Haltung der SVP
kommt selbst bei anderen bürgerli-
chen Parteien FDP und CVP nicht gut
an. «Ich habe den Deal relativ schnell
begriffen und die Vorteile erkannt»,
sagt FDP-Fraktionschef Rolf Richter-
ich. Er lobt die Regierungen beider Ba-
sel dafür, die Fusionswirren überwun-
den und an die Region gedacht zu ha-
ben. Das entscheidende Element sei
für ihn klar der Univertrag: «Das Ziel
bleibt ein neuer Vertrag. Doch jetzt ha-
ben wir für die Verhandlungen Zeit ge-

wonnen.»
Auch CVP-Präsi-
dent Marc Scher-
rer ist zufrieden,
wenn auch nicht
euphorisch:
«Man muss das
Ganze nüchtern
betrachten. Ba-
sel-Stadt hat das

auch gemacht, weil wir Druck aufge-
setzt haben. Das hat sich jetzt ausbe-
zahlt.» Er ist zudem überzeugt, dass
die Baselbieter Regierung «das abso-
lute Maximum» herausgeholt hat.

Grüne vermissen etwas
Wenig überraschend begrüssen SP

und Grüne den Deal. Die SP betont in
einer Mitteilung, dass es «keine Selbst-
verständlichkeit» sei. Sie hofft nun vor
allem, dass «im Baselbiet die rechts-
bürgerlichen Kreise zu einer konstruk-
tiven Mitarbeit an den regionalen Lö-
sungen der Zukunft zurückkehren».
Die Grünen dagegen sind nicht
wunschlos glücklich: «Was uns in der
ansonsten guten Vereinbarung fehlt,
ist ein Bekenntnis der beiden Regie-
rungen, künftig auch bei Verkehrsthe-
men so zusammenzuarbeiten», sagt
Parteipräsidentin Florence Brenziko-
fer. Der Grund ist klar: Strassenprojek-
te wie Elba oder der Gundeli-Tunnel
sind den Grünen ein Dorn im Auge.

Baselland Nicht nur die politische Linke begrüsst das Geld
aus der Stadt. Für FDP und CVP hat sich der aufgesetzte
Druck gelohnt. Die SVP, die dagegen ist, hat sich isoliert

VON MICHAEL NITTNAUS

Nur SVP spricht
von Nötigung

«Basel-Stadt bemitleidet
Baselland. Das ist despek-
tierlich. Wir sollten auf
Augenhöhe verhandeln.»
Dominik Straumann 
Fraktionschef SVP Baselland

«Bin dankbar, dass ich mit meinen
baselstädtischen Steuern Baselland
dabei helfen darf, seine Steuern tief
zu halten.»

Tages-Anzeiger-Redaktor Florian
Raz @razinger übt sich in Ironie.

«Einigung zwischen BL und BS:
Vernünftig, aber leider fehlt Ver-
kehrsdossier. Noch will BL Milliarden
in Strassen investieren! wie passt
das?»

Der Aescher Grünen-Landrat
@KlausKirchmayr würde lieber bei
der Strasse sparen.

«Sparen bei der Kultur, 20 Mio pro
Jahr von der Stadt zum Überbrücken
und ein neues Logo aber schon ...
Hallo!»

Auch Hector Herzig @HerzigH,
Präsident der Baselbieter Grünlibera-
len, sieht noch Sparpotenzial – aber
beim kürzlich vorgestellten neuen
Logo des Kantons.

«Das neue Baselbieter Kantonsmot-
to (passend zum neuen Logo): ‹Spon-
sored by BS›.»

@Dueti, regelmässiger Kommenta-
tor des Polit-Geschehens in der Re-
gion, geht ebenfalls auf das Logo ein.

«Die Landschäftler machen Druck
und wir schicken jährlich 20 Millio-
nen nach Liestal. Wie wäre es mal mit
wirklich SPAREN?»

Der Präsident der Kleinbasler FDP
@seiler_daniel ist über die Überein-
kunft offensichtlich not amused.

«Wichtig ist doch, dass die Bürgerli-
chen in BL ihr Scheitern auf der gan-
zen Linie nicht zu offen deklarieren
müssen.»

Joël Bühler @JoelLiamBuehler,
Co-Präsident der Juso Baselland,
nutzt die Gelegenheit für einen Sei-
tenhieb an den politischen Gegner.

«Ein Top-Sujet für die Fasnacht
2016 ist gesetzt.»

Der regionale NZZ-Korrespondent
@DanielGerny hat eine Vorsehung.

Twitter-Reaktionen

WOHNUNGSBRAND
Hausbewohner mussten
evakuiert werden
In einer Wohnung am Klingentalgraben
ist in der Nacht auf gestern ein Brand
ausgebrochen. Anwohner hatten die-
sen in der Einzimmerwohnung im zwei-
ten Stock in der Nacht bemerkt. Die
Feuerwehr konnte das Feuer rasch lö-
schen. Aufgrund des starken Rauchs
mussten mehrere Hausbewohner vor-
übergehend aus dem Gebäude ge-
bracht werden. Die Brandursache ist
noch Gegenstand von Ermittlungen.
Die Wohnung ist derzeit nicht bewohn-
bar. (BZ)

VELOFAHRER VERUNFALLT
Kollision mit einem
Lastwagen
Bei einem Unfall mit einem Lastwagen
hat sich gestern Morgen ein Velofahrer
verletzt. Die Sanität der Rettung Basel-
Stadt brachte den 13-Jährigen zur Kon-
trolle ins Spital. Während der Unfallauf-
nahme durch die Kantonspolizei kam es
auf dem Aeschenplatz zu Verkehrsbe-
hinderungen. Der Strassenverkehr
musste rund zwei Stunden lang über das
Brunngässlein umgeleitet werden. Die
BVB setzten Ersatzbusse auf den unter-
brochenen Tramlinien 3 und 14 ein. (BZ)

BASLER WEINMESSE
Edle Tropfen aus dem
Libanon und Armenien
Von heute bis 1. November öffnet die
Messe Basel ihre Tore für die Basler
Weinmesse. Die 42. Ausgabe findet
nach zwölf Jahren wieder in der Halle 2 –
unter dem gleichen Dach wie die
Herbstwarenmesse – statt. Die meisten
vorgestellten Weine stammen aus der
Schweiz, Italien, Frankreich und Spani-
en. Dieses Jahr können aber auch edle
Tropfen aus Österreich, Ungarn, Südafri-
ka, Deutschland, Argentinien sowie aus
weniger bekannten Wein-Destinationen
wie Armenien, China und dem Libanon
degustiert werden. (BZ)

BEVÖLKERUNGSSTATISTIK
262 Personen mehr im
Kanton Basel-Stadt
Die Wohnbevölkerung des Kantons
Basel-Stadt wuchs im September ge-
genüber dem August um 262 Personen.
Damit wurde zum neunten Mal in Folge
ein Anstieg der Einwohnerzahl gegen-
über dem Vormonat registriert. Die aktu-
elle Zunahme ist darauf zurückzuführen,
dass es mehr Zu- als Wegzüge gab. In-
nert Jahresfrist nahm die basel-städti-
sche Bevölkerung um über 800 Perso-
nen zu. (BZ)
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Kulturvertrag traf die Basler Partei-
präsidenten unvorbereitet. Entspre-
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sidenten mit den Fraktionen beraten
hat, so gehen sie doch davon aus,
das der Grosse Rat der Vereinbarung
am 11. November zustimmen wird.
Einzig die SVP droht für diesen Fall
mit dem Referendum.

Basel-Stadt Mit Zähneknirschen akzeptieren die Präsiden-
ten der Basler Parteien die Vereinbarung zur Zahlung von
80 Millionen an Baselland. Die SVP droht mit Referendum

VON SIMON ERLANGER

Das geringere
von zwei Übeln

«Sie wollen zwar nicht
wirklich etwas mit uns zu
tun haben, aber unser
Geld ist ihnen recht.»
Sebastian Frehner SVP- Präsident und Na-
tionalrat zur Vereinbarung zwischen Basel-
land und Basel-Stadt

Das Angebot aus Basel-Stadt, Basel-
land von 2016 bis 2019 jährlich 20
Millionen Franken zu überweisen,
überraschte die Baselbieter SVP: «Mit
Erstaunen nehmen wir das zur Kennt-
nis», sagt Fraktionschef Dominik
Straumann zur bz. Auf den ersten
Blick sehe tatsächlich alles positiv
aus. Doch dann folgt das grosse Aber:
«Die Auflagen, die daran geknüpft
sind, sind sehr hoch. Da verfliegt die
Freude und wird
von Befremden
abgelöst.» Für
Straumann hat
die Basler Geste
auch kaum etwas
Grosszügiges. Im
Gegenteil: «Ba-
sel-Stadt zeigt so,
dass man Basel-
land bemitleidet. Das ist despektier-
lich. Dabei sollten wir auf Augenhöhe
verhandeln.» Er spricht sogar von
«Nötigung», weil der Landrat mehre-
ren Geschäften zustimmen muss, um
das Geld zu erhalten.

Basel zahlt mehr als Sparziel
Die SVP hält fest, dass die Regie-

rung mit diesem Schritt den Auftrag
des Landrats, den Univertrag neu zu
verhandeln, nicht erfüllt habe. Auch
fragt sich die Partei, ob die Vereinba-
rung nicht als Staatsvertrag gilt und
vom Landrat genehmigt werden
müsste. Straumann hätte auf jeden
Fall lieber ordentliche Verhandlun-
gen gesehen, denn: «Vielleicht hätten
wir so mehr herausgeholt.» Dass die
total 80 Millionen Franken für Uni-
vertrag und Kulturvertragspauschale
ganze 15 Millionen mehr sind als das
vom Baselbieter Sparprogramm bis
2019 vorgegebene Ziel, erwähnte
Straumann nicht.

Die negative Haltung der SVP
kommt selbst bei anderen bürgerli-
chen Parteien FDP und CVP nicht gut
an. «Ich habe den Deal relativ schnell
begriffen und die Vorteile erkannt»,
sagt FDP-Fraktionschef Rolf Richter-
ich. Er lobt die Regierungen beider Ba-
sel dafür, die Fusionswirren überwun-
den und an die Region gedacht zu ha-
ben. Das entscheidende Element sei
für ihn klar der Univertrag: «Das Ziel
bleibt ein neuer Vertrag. Doch jetzt ha-
ben wir für die Verhandlungen Zeit ge-

wonnen.»
Auch CVP-Präsi-
dent Marc Scher-
rer ist zufrieden,
wenn auch nicht
euphorisch:
«Man muss das
Ganze nüchtern
betrachten. Ba-
sel-Stadt hat das

auch gemacht, weil wir Druck aufge-
setzt haben. Das hat sich jetzt ausbe-
zahlt.» Er ist zudem überzeugt, dass
die Baselbieter Regierung «das abso-
lute Maximum» herausgeholt hat.

Grüne vermissen etwas
Wenig überraschend begrüssen SP

und Grüne den Deal. Die SP betont in
einer Mitteilung, dass es «keine Selbst-
verständlichkeit» sei. Sie hofft nun vor
allem, dass «im Baselbiet die rechts-
bürgerlichen Kreise zu einer konstruk-
tiven Mitarbeit an den regionalen Lö-
sungen der Zukunft zurückkehren».
Die Grünen dagegen sind nicht
wunschlos glücklich: «Was uns in der
ansonsten guten Vereinbarung fehlt,
ist ein Bekenntnis der beiden Regie-
rungen, künftig auch bei Verkehrsthe-
men so zusammenzuarbeiten», sagt
Parteipräsidentin Florence Brenziko-
fer. Der Grund ist klar: Strassenprojek-
te wie Elba oder der Gundeli-Tunnel
sind den Grünen ein Dorn im Auge.

Baselland Nicht nur die politische Linke begrüsst das Geld
aus der Stadt. Für FDP und CVP hat sich der aufgesetzte
Druck gelohnt. Die SVP, die dagegen ist, hat sich isoliert

VON MICHAEL NITTNAUS

Nur SVP spricht
von Nötigung

«Basel-Stadt bemitleidet
Baselland. Das ist despek-
tierlich. Wir sollten auf
Augenhöhe verhandeln.»
Dominik Straumann 
Fraktionschef SVP Baselland

«Bin dankbar, dass ich mit meinen
baselstädtischen Steuern Baselland
dabei helfen darf, seine Steuern tief
zu halten.»

Tages-Anzeiger-Redaktor Florian
Raz @razinger übt sich in Ironie.

«Einigung zwischen BL und BS:
Vernünftig, aber leider fehlt Ver-
kehrsdossier. Noch will BL Milliarden
in Strassen investieren! wie passt
das?»

Der Aescher Grünen-Landrat
@KlausKirchmayr würde lieber bei
der Strasse sparen.

«Sparen bei der Kultur, 20 Mio pro
Jahr von der Stadt zum Überbrücken
und ein neues Logo aber schon ...
Hallo!»

Auch Hector Herzig @HerzigH,
Präsident der Baselbieter Grünlibera-
len, sieht noch Sparpotenzial – aber
beim kürzlich vorgestellten neuen
Logo des Kantons.

«Das neue Baselbieter Kantonsmot-
to (passend zum neuen Logo): ‹Spon-
sored by BS›.»

@Dueti, regelmässiger Kommenta-
tor des Polit-Geschehens in der Re-
gion, geht ebenfalls auf das Logo ein.

«Die Landschäftler machen Druck
und wir schicken jährlich 20 Millio-
nen nach Liestal. Wie wäre es mal mit
wirklich SPAREN?»

Der Präsident der Kleinbasler FDP
@seiler_daniel ist über die Überein-
kunft offensichtlich not amused.

«Wichtig ist doch, dass die Bürgerli-
chen in BL ihr Scheitern auf der gan-
zen Linie nicht zu offen deklarieren
müssen.»

Joël Bühler @JoelLiamBuehler,
Co-Präsident der Juso Baselland,
nutzt die Gelegenheit für einen Sei-
tenhieb an den politischen Gegner.

«Ein Top-Sujet für die Fasnacht
2016 ist gesetzt.»

Der regionale NZZ-Korrespondent
@DanielGerny hat eine Vorsehung.

Twitter-Reaktionen

WOHNUNGSBRAND
Hausbewohner mussten
evakuiert werden
In einer Wohnung am Klingentalgraben
ist in der Nacht auf gestern ein Brand
ausgebrochen. Anwohner hatten die-
sen in der Einzimmerwohnung im zwei-
ten Stock in der Nacht bemerkt. Die
Feuerwehr konnte das Feuer rasch lö-
schen. Aufgrund des starken Rauchs
mussten mehrere Hausbewohner vor-
übergehend aus dem Gebäude ge-
bracht werden. Die Brandursache ist
noch Gegenstand von Ermittlungen.
Die Wohnung ist derzeit nicht bewohn-
bar. (BZ)

VELOFAHRER VERUNFALLT
Kollision mit einem
Lastwagen
Bei einem Unfall mit einem Lastwagen
hat sich gestern Morgen ein Velofahrer
verletzt. Die Sanität der Rettung Basel-
Stadt brachte den 13-Jährigen zur Kon-
trolle ins Spital. Während der Unfallauf-
nahme durch die Kantonspolizei kam es
auf dem Aeschenplatz zu Verkehrsbe-
hinderungen. Der Strassenverkehr
musste rund zwei Stunden lang über das
Brunngässlein umgeleitet werden. Die
BVB setzten Ersatzbusse auf den unter-
brochenen Tramlinien 3 und 14 ein. (BZ)

BASLER WEINMESSE
Edle Tropfen aus dem
Libanon und Armenien
Von heute bis 1. November öffnet die
Messe Basel ihre Tore für die Basler
Weinmesse. Die 42. Ausgabe findet
nach zwölf Jahren wieder in der Halle 2 –
unter dem gleichen Dach wie die
Herbstwarenmesse – statt. Die meisten
vorgestellten Weine stammen aus der
Schweiz, Italien, Frankreich und Spani-
en. Dieses Jahr können aber auch edle
Tropfen aus Österreich, Ungarn, Südafri-
ka, Deutschland, Argentinien sowie aus
weniger bekannten Wein-Destinationen
wie Armenien, China und dem Libanon
degustiert werden. (BZ)

BEVÖLKERUNGSSTATISTIK
262 Personen mehr im
Kanton Basel-Stadt
Die Wohnbevölkerung des Kantons
Basel-Stadt wuchs im September ge-
genüber dem August um 262 Personen.
Damit wurde zum neunten Mal in Folge
ein Anstieg der Einwohnerzahl gegen-
über dem Vormonat registriert. Die aktu-
elle Zunahme ist darauf zurückzuführen,
dass es mehr Zu- als Wegzüge gab. In-
nert Jahresfrist nahm die basel-städti-
sche Bevölkerung um über 800 Perso-
nen zu. (BZ)

NACHRICHTEN


